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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


UNESCO-Empfehlung betreffend die 
„Überarbeitete Empfehlung zur beruflichen Biidung“ 


(Übersetzung — 105-611.12-665/75) 

Die Generalkonferenz der Organisation der Ver- 
einten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und 
Kultur, die zu ihrer 18. Tagung in Paris vom 17. Ok- 
tober bis 23. November 1974 zusammengetreten 
ist — 

eingedenk der satzungsmäßigen Aufgaben der Or- 
ganisation hinsichtlich der Förderung der Bildung, 

in der Erkenntnis, daß berufliche Bildung zur Erhal- 
tung des Friedens und der Völkerverständigung 
beitragen soll, 

in der Erwägung, daß Bildung heute als ein lebens- 
langer Vorgang angesehen werden muß, 

in der Erkenntnis, daß die berufliche Bildung eine 
Voraussetzung für die Aufrechterhaltung des kom- 
plexen Gefüges der modernen Zivilisation und des 
wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts ist, 

eingedenk der in den Artikeln 23 und 26 der All- 
gemeinen Erklärung der Menschenrechte festgeleg- 
ten Grundsätze, die jedem das Recht auf Arbeit und 
Ausbildung gewährleisten, 

in der Erwägung daher, daß jeder das Recht auf eine 
Ausbildung hat, die ihn befähigt, voll am Leben der 
heutigen Gesellschaft teilzunehmen, 

unter Berücksichtigung der Vielgestaltigkeit der 
Bildungssysteme in der Welt sowie der besonderen 
und dringenden Bedürfnisse der Entwicklungsländer, 

in der Erwägung, daß trotz dieser Vielgestaltigkeit 
in allen Ländern in der beruflichen Bildung ähnliche 
Ziele verfolgt werden und ähnliche Fragen und Pro- 
bleme auftreten und daß deshalb gemeinsame Maß- 
stäbe und Maßnahmen erforderlich sind, 

aufgrund der zu diesem Zweck auf ihrer 12. Tagung 
angenommenen Empfehlung zur beruflichen Bildung, 
in der Erkenntnis jedoch, daß der rasche Wandel in 


der Technologie und der Bildung innerhalb des 
letzten Jahrzehnts neue, schöpferische und wirksame 
Anstrengungen in der beruflichen Bildung erforder- 
lich macht, um die Bildung insgesamt zum Zwecke 
der sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Ent- 
wicklung zu verbessern, 

im Hinblick auf den auf ihrer 17. Tagung gefaßten 
Beschluß, diese Empfehlung angesichts des oben 
beschriebenen Wandels zum größeren Nutzen der 
Mitgliedstaaten zu überarbeiten, 

in Anbetracht dessen, daß die Konferenz der Inter- 
nationalen Arbeitsorganisation (ILO) in den ver- 
gangenen Jahren zahlreiche Übereinkünfte ange- 
nommen hat, die sich mit verschiedenen Aspekten 
der Berufsberatung und Berufsausbildung befassen, 
insbesondere die Empfehlung zur Berufsberatung 
(1949), die Empfehlung zur Berufsausbildung (Land- 
wirtschaft) (1956) und die Empfehlung zur Berufs- 
ausbildung (1962), und in Anbetracht dessen, daß 
die Konferenz auf ihrer 59. Tagung konkrete Be- 
schlüsse zur Annahme einer oder mehrerer neuer 
Übereinkünfte im Jahre 1975 über Berufsberatung 
und Berufsausbildung gefaßt hat, 

angesichts ferner der engen Zusammenarbeit zwi- 
schen der ÜNESCO und der ILO bei der Ausarbei- 
tung ihrer Übereinkünfte, die der Verfolgung über- 
einstimmender Ziele und der Vermeidung von Dop- 
pelarbeit und Konflikten diente, und die auf eine 
fortgesetzte Zusammenarbeit bei der wirksamen 
Durchführung der beiderseitigen Übereinkünfte ge- 
richtet war — 

nimmt diese Empfehlung am 19. November 1974 an. 

Die Generalkonferenz empfiehlt, die Mitgliedsstaa- 
ten sollten bei der Entwicklung und Verbesserung 
der beruflichen Bildung die folgenden Bestimmun- 
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gen anwenden, indem sie alle erforderlichen gesetz- 
gebenden oder sonstigen Schritte unternehmen, um 
den Grundsätzen dieser Empfehlung in ihren Ho- 
heitsgebieten Wirksamkeit zu verleihen. 

Die Generalkonferenz empfiehlt, die Mitglieds- 
staaten sollten diese Empfehlung den mit beruf- 
licher Bildung befaßten Behörden und Stellen zur 
Kenntnis geben. 

Die Generalkonferenz empfiehlt, die Mitgliedsstaa- 
ten sollten ihr zu den von ihr festgelegten Zeitpunk- 
ten und in der von ihr festgelegten Form über die 
zur Verwirklichung dieser Empfehlung getroffenen 
Maßnahmen berichten. 


I. Geltungsbereich 

1 . Diese Empfehlung gilt für alle Formen und Ge- 
biete beruflicher Bildung, die in oder im Rahmen 
der Zuständigkeit von Bildungseinrichtungen unmit- 
telbar von öffentlichen Behörden oder in sonstigen 
Formen organisierter Öffentlicher oder privater Aus- 
bildung geboten wird. 

2 . Für die Zwecke dieser Empfehlung wird „beruf- 
liche Bildung" als umfassender Begriff für die Ge- 
biete des Bildungswesens verwendet, bei denen es 
neben der allgemeinen Bildung um die Vermittlung 
von Kenntnissen über Technologien und damit zu- 
sammenhängende Wissenschaften und den Erwerb 
von praktischen Fähigkeiten, Verhaltensweisen, 
Verständnis und Wissen in bezug auf Berufstätig- 
keiten in den verschiedenen Sektoren des wirt- 
schaftlichen und gesellschaftlichen Lebens geht. 
Berufliche Bildung wird ferner als 

a) Teil der allgemeinen Bildung, 

b) Mittel zur Vorbereitung auf einen bestimmten 
Berufsbereich, 

c) Gebiet der Weiterbildung 
verstanden. 

3 . Da die berufliche Bildung Teil des gesamten Bil- 
dungswesen ist, fällt sie unter den Begriff „Bil- 
dung", wie er in dem Übereinkommen und der 
Empfehlung gegen die Diskriminierung im Bildungs- 
wesen definiert ist, die von der Generalkonferenz 
der Organisation der Vereinten Nationen für Erzie- 
hung, Wissenschaft und Kultur auf ihrer 11. Tagung 
angenommen wurden. Das Übereinkommen und die 
Empfehlung gelten daher auch für sie. 

4 . Diese Empfehlung sollte als eine Darlegung all- 
gemeiner Grundsätze, Ziele und Richtlinien verstan- 
den werden, die von jedem einzelnen Staat seinen 
Bedürfnissen und Mitteln entsprechend anzuwenden 
sind. Die Anwendung der Bestimmungen im einzel- 
nen und der Zeitpunkt ihrer Durchführung hängen 
daher von den Gegebenheiten in den einzelnen 
Staaten ab. 


II. Berufliche Bildung 

im Verhäitnis zum Bildungswesen: Ziele 

5 . Angesichts der bereits im Gange befindlichen 
und abzusehenden ungeheuren wissenschaftlichen 
und technologischen Entwicklung, die unsere Zeit 
kennzeichnet, sollte die berufliche Bildung ein le- 
benswichtiger Bereich des Bildungswesens sein; sie 
sollte insbesondere 

a) zur Erreichung der gesellschaftlichen Ziele einer 
größeren Demokratisierung und der sozialen, 
kulturellen und wirtschaftlichen Entwicklung bei- 
tragen und gleichzeitig die Fähigkeiten des ein- 
zelnen zu aktiver Teilnahme an der Aufstellung 
und Verwirklichung dieser Ziele entwickeln, 

b) zu einem Verständnis der wissenschaftlichen und 
technologischen Bereiche unserer heutigen Zivi- 
lisation führen, und zwar dergestalt, daß die 
Menschen ihre ümwelt verstehen und fähig sind, 
sich ihr anzupassen, dabei aber die gesellschaft- 
lichen, politischen und umweltbezogenen Folgen 
des wissenschaftlichen und technologischen Wan- 
dels kritisch zu bewerten. 

6 . Angesichts der Notwendigkeit, ein neues Ver- 
hältnis zwischen- Bildung, Berufsleben und der Ge- 
meinschaft als Ganzes herzustellen, sollte die beruf- 
liche Bildung Teil eines den Bedürfnissen der einzel- 
nen Staaten angepaßten Systems lebenslanger Bil- 
dung sein. Dieses System sollte ausgerichtet sein 

a) auf den Abbau von Schranken zwischen den ver- 
schiedenen Bildungsebenen und Bildungsberei- 
chen, zwischen Bildung und Berufstätigkeit und 
zwischen Schule und Gesellschaft durch 

i) die Einordnung der beruflichen und der all- 
gemeinen Bildung in alle Bildungswege 
oberhalb der Grundschule; 

ii) die Schaffung offener und flexibler Bildungs- 
strukturen; 

iii) die Berücksichtigung individueller Bildungs- 
bedürfnisse und der Entwicklung von Beru- 
fen und Tätigkeiten; 

b) auf die Verbesserung der Lebensqualität, indem 
es dem einzelnen die Erweiterung seines geisti- 
gen Horizonts und den Erwerb und die ständige 
Verbesserung seiner beruflichen Fähigkeiten 
und Kenntnisse und der Gesellschaft die Nutzung 
des wirtschaftlichen und technologischen Wan- 
dels zum allgemeinen Wohle ermöglicht. 

7 . Berufliche Bildung sollte mit einer umfassenden 
beruflichen Grundbildung beginnen und damit die 
horizontale und vertikale Durchlässigkeit innerhalb 
des Bildungssystems sowie zwischen Schule und Ar- 
beitswelt erleichtern und so einen Beitrag zur Ab- 
schaffung jeglicher Diskriminierung leisten; sie 
Jsollte 
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a) Bestandteil der grundlegenden allgemeinen Bil- 
dung jedes einzelnen in Form einer Einführung 
in die Technologie und die Arbeitswelt sein-, 

b) frei und bewußt gewählt werden können als ein 
Mittel zur Entwicklung von Begabungen, Interes- 
sen und Fähigkeiten, die zu einer beruflichen 
Tätigkeit in den in Absatz 2 genannten Sektoren 
oder zur Weiterbildung führen; 

c) dadurch, daß sie sich auf eine solide allgemeine 
Bildung stützt, den Zugang zu anderen Teilen 
und Bereichen des Bildungswesens auf allen 
Ebenen ermöglichen und als Ergebnis der in Ab- 
satz 6 Buchstabe a erwähnten Einordnung Ele- 
mente der allgemeinen Bildung in allen Stufen 
der Fachausbildung enthalten; 

d) den Übergang in andere Bereiche der beruflichen 
Bildung ermöglichen; 

e) für alle Menschen und für alle Arten der Fach- 
ausbildung innerhalb und außerhalb des her- 
kömmlichen Bildungssystems ohne weiteres zur 
Verfügung stehen und zwar in Verbindung mit 
oder parallel zur Ausbildung, um die Mobilität 
hinsichtlich Bildung, Laufbahn und Tätigkeit 
schon in einem Alter zu ermöglichen, in dem 
nach dem Bildungssystem der einzelnen Staaten 
die grundlegende allgemeine Bildung als erwor- 
ben gilt; 

f) unter den obengenannten Bedingungen und auf 
der Grundlage der Gleichheit Männern und Frau- 
en zur Verfügung stehen; 

g) benachteiligten und behinderten Menschen in be- 
sonderen Formen zur Verfügung stehen, die 
ihren Bedürfnissen angepaßt sind, damit sie 
leichter in die Gesellschaft integriert werden 
können. 

8, Im Hinblick auf die Bedürfnisse und Wünsche 

des einzelnen sollte die berufliche Bildung 

a) die harmonische Entwicklung der Persönlichkeit 
und des .Charakters ermöglichen und die geisti- 
gen und menschlichen Werte, das Verständnis, 
das Urteilsvermögen, das kritische Denken und 
die Selbstverwirklichung fördern; 

b) den einzelnen durch die Entwicklung des erfor- 
derlichen geistigen Rüstzeugs, der praktischen 
Fähigkeiten und Verhaltungsweisen darauf vor- 
bereiten, sich ständig weiterzubilden; 

c) die Fähigkeit vermitteln, Entscheidungen zu tref- 
fen, und die Voraussetzungen entwickeln, die für 
eine aktive und verständige Mitwirkung und 
Zusammenarbeit sowie für die Übernahme von 
Führungsaufgaben im Arbeitsbereich wie auch in 
der Gemeinschaft als Ganzes erforderlich sind. 


III. Politik, Planung und Verwaltung 

9 . Die Grundsätze der Berufsbildungspolitik und 
das Angebot an beruflicher Bildung sollten den all- 
gemeinen Zielsetzungen des Bildungssystems sowie 
den nationalen und, wenn möglich, regionalen, so- 


zialen und wirtschaftlichen Bedürfnissen Rechnung 
tragen; ein entsprechender gesetzlicher und finan- 
zieller Rahmen sollte geschaffen werden. Eine struk- 
turelle und qualitative Verbesserung der beruf- 
lichen Bildung sollte angestrebt werden. 

10 . Besondere Beachtung sollte der Planung des 
Ausbaus und der Erweiterung der beruflichen Bil- 
dung geschenkt werden: 

a) In nationalen Entwicklungsplänen sowie in Plä- 
nen zur Bildungsreform sollte der beruflichen 
Bildung eine Vorrangstellung eingeräumt wer- 
den; 

b) die Planung sollte auf einer gründlichen Abwä- 
gung aller kurzfristigen und langfristigen Be- 
dürfnisse beruhen; dabei sollten die in einem 
Staat möglicherweise bestehenden unterschied- 
lichen Bedürfnisse berücksichtigt werden; 

c) die Bereitstellung angemessener Finanzmittel 
auch für die Zukunft sollte wesentlicher Bestand- 
teil der Planung sein; 

d) die Planung sollte durch eine verantwortliche 
Stelle erfolgen, die Befugnisse auf nationaler 
Ebene besitzt. Dieser Stelle sollten Daten zur 
Verfügung stehen, die von qualifiziertem, mit 
geeigneten Forschungseinrichtungen ausgestat- 
tetem Personal kollationiert, analysiert, zusam- 
mengefügt und interpretiert wurden, 

11 . Die Planung sollte nationalen und, wenn mög- 
lich, auch regionalen, wirtschaftlichen und gesell- 
schaftlichen Entwicklungstendenzen sowie abseh- 
baren Veränderungen der Nachfrage nach bestimm- 
ten Gütern und Dienstleistungen und nach verschie- 
denen Fertigkeiten und Kenntnissen Rechnung tra- 
gen, und zwar so, daß die berufliche Bildung leicht 
an die neu entstehende Situation in Städten und 
auf dem Lande angepaßt werden kann. Auch sollte 
diese Planung mit laufenden und geplanten Ausbil- 
dungsmaßnahmen und der Weiterentwicklung der 
Berufstätigkeit koordiniert werden. 

12 . Wenn auch die Bildungsbehörden in erster 
Linie zuständig sind, sollten auch folgende Gruppen 
und Behörden aktiv an der Erarbeitung der poli- 
tischen Zielsetzungen und an der Planung beteiligt 
werden. Hierfür sollten auf nationaler und kommu- 
naler Ebene Strukturen geschaffen werden, die die 
Form öffentlicher Behörden oder beratender Stellen 
erhalten: 

a) öffentliche Behörden, die für die Planung der 
Wirtschafts- und Sozialpolitik, der Arbeits- und 
ßeschäftigungspolitik sowie für die verschiede- 
nen Berufsbereiche Industrie, Landwirtschaft, 
Handel) zuständig sind; 

b) Vertreter nichtstaatlicher Organisationen inner- 
halb eines Berufsbereichs aus den Reihen der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer; 

c) Behörden oder Stellen, wie z. B. Ausbildungs- 
stellen oder Beratungsdienste, die außerschuli- 
sche Bildungs- und Ausbildungsaufgaben wahr- 
nehmen; 
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d) Vertreter aus den Reihen der — im öffentlichen 
Bildungswesen und im staatlich anerkannten 
privaten Bildungswesen — für die praktische 
Durchführung der Bildungspolitik verantwort- 
lichen Personengruppen, einschließlich Lehrer, 
Prüfungsgremien und Verwaltungsfachleute; 

e) Elternverbände, Vereinigungen ehemaliger Schü- 
ler, Studenten- und Jugendorganisationen; 

f) Vertreter der gesamten Öffentlichkeit. 

13 . Maßnahmen zur strukturellen Verbesserung 
der beruflichen Bildung sollten in den Rahmen einer 
weiter gefaßten Politik eingebettet werden, die das 
Prinzip des lebenslangen Lernens durch die Schaf- 
fung offener, flexibler und komplementärer Struk- 
turen für Bildung, Ausbildung und die Bildungs- und 
Berufsberatung durchsetzen soll, unabhängig davon, 
ob diese Aktivitäten innerhalb oder außerhalb des 
formalen Bildungssystems stattfinden. In diesem 
Zusammenhang sollte folgendes in Erwägung ge- 
zogen werden: 

a) eine mehreren Zwecken dienende Sekundarbil- 
dung, die diversifizierte Lerninhalte sowie „Ar- 
beit/Studium" -Programme anbietet; 

b) offene Bildungseinrichtungen im tertiären Be- 
reich, die Studierende aus anderen Bildungsein- 
richtungen aufnehmen und Programme anbieten, 
die von kurzen Fachkursen bis zu langen Voll- 
zeitkursen integrierter Studien und beruflicher 
Fachausbildung reichen; 

c) die Errichtung eines Systems von Gleichwertig- 
keiten, aufgrund dessen der Abschluß eines ge- 
nehmigten Kurses und auf verschiedenen We- 
gen erlangte Bildungs- und Berufsqualifikation 
anerkannt werden. 

14 . Die politischen Zielsetzungen sollten darauf 
gerichtet werden, ein möglichst hohes Niveau zu 
gewährleisten, so daß jegliche Diskriminierung der 
verschiedenen Bildungswege, ganz gleich welches 
Ziel sie anstreben, ausgeschlossen wird. Hier soll- 
ten besondere Anstrengungen unternommen wer- 
den, um dafür zu sorgen, daß die berufliche Bildung 
in ländlichen Gebieten denselben Anforderungen 
genügt wie in den Städten. 

15 . Um einen bestimmten Leistungsstand zu ge- 
währleisten, sollten die zuständigen nationalen 
Stellen Kriterien und Normen aufstellen, die regel- 
mäßig überprüft und neu bewertet werden müssen 
und die für alle Bereiche beruflicher Bildung gelten, 
einschließlich, soweit möglich, der nicht formalen 
Bildungswege, und zwar für: 

a) alle Formen der Leistungsbewertung und der 
sich daraus ergebenden Qualifikationen; 

b) die Qualifikation des Personals; 

c) das zahlenmäßige Verhältnis von Auszubilden- 
den zu Ausbildern; 

d) die Qualität der Lerninhalte und des Lehrmate- 
rials; 


e) Sicherheitsvorkehrungen für alle Ausbildungs- 
orte; 

f) die räumliche und materielle Ausstattung, Ge- 
bäude, Werkstättenausstattung, Qualität und 
Art der Ausrüstung. 

16 . Es sollten politische Maßnahmen zur Förderung 
der mit der beruflichen Bildung verbundenen For- 
schung erarbeitet werden; hierbei sollte der Schwer- 
punkt auf ihrer Wirkung im Rahmen eines lebens- 
langen Lernprozesses liegen; die Forschung sollte 
auch auf die Verbesserung der beruflichen Bildung 
gerichtet sein. Diese Forschung sollte sowohl durch 
qualifiziertes Personal auf nationaler und institu- 
tioneller Ebene als auch auf Einzelinitiative betrie- 
ben werden. Zu diesem Zweck 

a) sollte besonderes Gewicht auf die Entwicklung 
der Lerninhalte, die Forschung in bezug auf 
Lehr- und Lernmethoden und -material und, so- 
weit Bedarf besteht, auf die zur Lösung von Ent- 
wicklungsproblemen angewandten Te^nologien 
und Verfahren gelegt werden; 

b) sollten finanzielle Mittel und Räumlichkeiten 
von höheren Bildungseinrichtungen, spezialisier- 
ten Forschungseinrichtungen und Berufsorgani- 
sationen zur Verfügung gestellt werden, damit 
die Ergebnisse dieser Forschung auf experimen- 
teller Basis in ausgewählten repräsentativen 
Einrichtungen der beruflichen Bildung angewen- 
det werden können; 

c) sollten Kanäle geschaffen werden für die weite 
Verbreitung und rasche Anwendung der positi- 
ven Ergebnisse von Forschung und Experimen- 
ten; 

d) sollte die Leistungsfähigkeit der beruflichen Bil- 
dung beurteilt werden, und zwar u. a. mit Hilfe 
von Daten, relevanten Statistiken, einschließlich 
solcher über Teilzeitausbildung und vorzeitige 
Abgänge, die in manchen Fällen vernachlässigt 
werden; 

e) sollte allen Forschungstätigkeiten zur Humani- 
sierung der Arbeitswelt besondere Beachtung 
geschenkt werden. 

17 . Im Rahmen der Verwaltung sollten die Vor- 
aussetzungen für Bewertungs-, Kontroll- und An- 
erkennungsgremien geschaffen werden; diese soll- 
ten mit Fachleuten aus dem Bereich der beruflichen 
Bildung besetzt sein, damit die rasche Anwendung 
neuer Forschungserkenntnisse gewährleistet und 
das Niveau gehalten wird: 

a) Bewertungsgremien sollten die Leistungsfähig- 
keit und die reibungslose Durchführung der be- 
ruflichen Bildung durch ständige Überprüfung 
und durch Maßnahmen zur Verbesserung von 
Personal, Einrichtungen und Programmen ge- 
währleisten; 

b) Kontrollgremien für das Personal sollten durch 
Beratung und Fortbildungsempfehlungen für eine 
Verbesserung der Unterrichtsqualität sorgen; 
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c) alle Programme der beruflichen Bildung, insbe- 
sondere die privater Einrichtungen, sollten der 
Genehmigung durch die staatlichen Behörden 
in Form einer Anerkennung oder einer öffent- 
lichen Überprüfung unterliegen. 

18. Den für die berufliche Bildung erforderlichen 
materiellen Mitteln sollte besondere Beachtung ge- 
schenkt werden. Die Aufstellung von Prioritäten 
sollte sorgfältig vorgenommen werden; dabei soll- 
ten die unmittelbaren Erfordernisse und die wahr- 
scheinliche künftige Erweiterung sowie eine ange- 
messene Kostenkontrolle berücksichtigt werden: 

a) die institutioneile Planung sollte auf ein Maxi- 
mum an Leistungsfähigkeit und Flexibilität hin- 
sichtlich der Verwendung abzielen ; 

b) Planung, Bau und Ausstattung der Einrichtun- 
gen sollten in Zusammenarbeit mit Fachlehrern 
und Architekten für den Bildungsbereich und un- 
ter Berücksichtigung des Zwecks, der örtlichen 
Gegebenheiten und der einschlägigen Forschung 
erfolgen; 

c) entsprechende Mittel sollten für wiederkehrende 
Ausgaben für die Beschaffung, den Unterhalt und 
die Verbesserung der Ausrüstung bereitgestellt 
werden. 


IV. Die Berufsbildung 

im Rahmen der allgemeinen Bildung 

19. Eine Einfühung in die Technologie und in die 
Arbeitswelt sollte ein wesentlicher Bestandteil der 
allgemeinen Bildung sein; ohne sie wäre diese all- 
gemeine Bildung unvollständig. Dadurch sollte Ver- 
ständnis für die technologischen Aspekte unserer 
modernen Zivtilisation in ihren negativen und po- 
sitiven Erscheinungen geweckt und eine Vorstel- 
lung vom Wert der Arbeit, die praktische Fertig- 
keiten erfordert, gegeben werden. Diese Einführung 
sollte auch ein Hauptanliegen einer Bildungsreform 
und Änderung des Bildungswesens mit dem Ziel 
einer stärkeren Demokratisierung der Bildung sein. 
Sie sollte ein unerlässlicher Bestandteil des Lehr- 
stoffes sein, schon in der Grundschule einsetzen 
und in den ersten Jahren der Sekundarstufe fort- 
gesetzt werden, 

20. Gelegenheit zur allgemeinen Einführung in die 
Berufswelt sollte denen, die sie nutzen wollen, in- 
nerhalb des Bildungssystems und auch außerhalb 
am Arbeitsplatz oder in Gemeinschaftszentren ge- 
geben werden. 

21. Die Einführung in die Beruf swelt innerhalb 
der allgemeinen Bildung sollte Bildungsbedürfnisse 
befriedigen, die sich aus allen Arten von Interes- 
sen und Fähigkeiten ergeben. Sie sollte im wesent- 
lichen drei Aufgaben erfüllen: 

a) den Bildungshorizont durch eine Einführung in 
die Welt der Arbeit sowie der Technologie und 
ihrer Produkte und durch das Vertrautmachen 
mit Werkstoffen, Werkzeugen, Methoden und 


dem Produktionsprozeß, der Verteilung und der 
Betriebsführung als Ganzes zu erweitern, und 
den Lernprozeß durch praktische Erfahrung be- 
reichern; 

b) denen, die an beruflicher Bildung interessiert 
und dazu fähig sind, als Orientierungshilfe die- 
nen und sie auf einen Berufsbereich oder auf 
eine Ausbildung außerhalb des formalen Bil- 
dungssystems vorbereiten; 

c) denjenigen, die eine formale Bildungseinrichtung 
. auf irgendeiner Stufe ohne bestimmte berufliche 

Ziele oder Fertigkeiten verlassen, Verhaltens- 
und Denkweisen vermitteln, die es ihnen ermög- 
lichen, ihre Fähigkeiten und Möglichkeiten aus- 
zuschöpfen, die Wahl und den Zugang zu einer 
ersten Arbeitsstelle erleichtern und die Fort- 
setzung der beruflichen Ausbildung und die Ent- 
faltung ihrer Persönlichkeit ermöglichen. 

22. Der erforderliche berufliche Unterricht in den 
Schulen, der von großer Bedeutung für die Aus- 
richtung von Jugendbildungsprogrammen ist, sollte 
in seinem Angebot an theoretischer und praktischer 
Arbeit ausgewogen sein. Ein gut strukturiertes Pro- 
gramm sollte für diesen Unterricht von den dafür 
zuständigen Behörden in Zusammenarbeit mit den 
Berufsverbänden und den für berufliche Bildung zu- 
ständigen Personen aufgestellt werden. Diese Pro- 
gramme sollten: 

a) auf die Lösung von Problemen und experimen- 
telles Arbeiten ausgerichtet sein und Wissen auf 
dem Gebiet der Planungsmethoden und der Ent- 
scheidungsfindung vermitteln; 

b) den Lernenden mit einem breiten Spektrum 
technologischer Bereiche und gleichzeitig mit 
Arbeitssituationen vertraut machen; 

c) bis zu einem gewissen Grad die Beherrschung 
wertvoller praktischer Fähigkeiten vermitteln, 
beispielsweise den Gebrauch von Werkzeugen, 
die Anwendung von Reparatur-, Wartungs- und 
Sicherheitsverfahren, gleichgültig, ob diese Fer- 
tigkeiten später für die weitere Ausbildung in 
Schule oder Betrieb oder in der Freizeit nützlich 
sind, und in den Lernenden die Achtung vor sol- 
chen Fähigkeiten entwickeln; 

d) den Sinn für gutes Design und Handwerk ent- 
wickeln sowie die Fähigkeit, Dinge aufgrund 
ihrer Qualität auszuwählen; 

e) die Fähigkeit zur Kommunikation, einschließlich 
der Verwendung graphischer Mittel, entwickeln; 

f) genaues Messen und richtiges Rechnen lehren; 

g) eng auf die örtliche Umwelt bezogen sein, ohne 
sich jedoch därauf zu beschränken. 

23. Die berufsbildenden Bestandteile von Program- 
men zur allgemeinen bildungsmäßigen Bereicherung 
Heranwachsender und Erwachsener sollten darauf 
gerichtet sein, die im Berufsleben stehenden Men- 
schen 

a) zum Verständnis der allgemeinen Folgen des 
technologischen Wandels und seiner Auswirkun- 
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gen auf ihr Berufs- und Privatleben und der 
Möglichkeiten des Menschen diesen Wandel zu 
beeinflussen, sowie 

b) zur Anwendung praktischer Fähigkeiten für die 
Verbesserung derh häuslichen und gesellschaft- 
lichen Umwelt und damit der Lebensqualität und 
unter entsprechenden Bedingungen für eine pro- 
duktive Freizeitbeschäftigung 

zu befähigen. 


V. Berufliche Bildung als Vorbereitung 
auf einen Berufsbereich 

24 . Angesichts der möglicherweise bestehenden 
Unterschiede zwischen der formalen Bildung im Se- 
kundär- oder tertiären Bereich und der Beschäfti- 
gungs- und Aufstiegsmöglichkeiten sollte der beruf- 
lichen Bildung absoluter Vorrang zuerkannt werden, 
die junge Menschen auf eine berufliche Tätigkeit in 
den von dieser Empfehlung erfaßten Bereichen vor- 
bereitet. Struktur und Inhalt der traditionellen all- 
gemeinen oder beruflichen Bildung sollten daher 
entsprechend geändert werden durch 

a) die Auffächerung des Sekundarbereichs in den 
oberen Stufen, so daß die Bildung mit einer 
beruflichen Tätigkeit oder einer Berufsausbil- 
dung einhergeht oder zu einer beruflichen Tätig- 
keit oder einer höheren Bildung führt, wodurch 
allen jungen Menschen die ihren Bedürfnissen 
entsprechenden Bildungsmöglichkeiten geboten 
würden; 

b) die Einführung neuer Programme im tertiären 
Bereich, die den beruflichen Wünschen und Be- 
dürfnissen junger Erwachsener besser entspre- 
chen; 

c) die Entwicklung von Strukturen und Programmen 
auf allen Ebenen des Bildungsbereichs mit 
Schwerpunkt auf dem organisierten und flexiblen 
Austausch zwischen allen Bildungseinrichtungen, 
einschließlich der Einrichtungen für die Berufs- 
ausbildung und derjenigen, die für die Beschäf- 
tigung in den verschiedenen Berufsbereichen 
verantwortlich sind. 

25 . Berufliche Bildung als Vorbereitung auf einen 
Berufsbereich sollte die Grundlage für ein produk- 
tives, den Menschen ausfüllendes Berufsleben bilden 
und 

a) dem einzelnen ein umfassendes Grundwissen 
und Grundfertigkeiten für eine Reihe von Tätig- 
keiten auf einem bestimmten Gebiet vermitteln, 
damit er durch seine Ausbildung nicht in der 
freien Berufswahl behindert wird und im Laufe 
seines Arbeitslebens leichter auf andere Gebiete 
überwechseln kann; 

b) gleichzeitig eine gründliche fachliche Vorberei- 
tung auf die erste Beschäftigung und auf eine er- 
folgreiche betriebliche Ausbildung bieten; 

c) durch die Vermittlung von Fertigkeiten, Kennt- 
nissen und Verhaltensweisen die Voraussetzun- 


gen für eine Weiterbildung im späteren Berufs- 
leben schaffen. 

26 . Eine zu frühe und zu enge fachliche Ausrich- 
tung sollte vermieden werden: 

a) grundsätzlich sollte die fachliche Ausrichtung 
frühestens mit fünfzehn Jahren beginnen; 

b) ein Zeitabschnitt gemeinsamen Unterrichts, in 
dem das Grundwissen und die Grundfertigkeiten 
vermittelt werden, sollte für jeden breiteren Be- 
rufsbereich der Wahl eines Fachgebietes voraus- 
gehen. 

27 . Da eine stärkere Beteiligung der Frauen an den 
verschiedensten Berufen außerhalb der Familie und 
des häuslichen Bereichs wünschenswert ist, sollten 
sie die gleichen Bildungschancen haben wie Männer, 
um sich auf einen Beruf vorbereiten zu können; sie 
sollten durch geeignete gesetzliche Maßnahmen und 
umfassende Unterrichtung über diese Chancen er- 
mutigt werden, hiervon Gebrauch zu machen. 

28 . Besondere Maßnahmen sollten für Jugendliche 
getroffen werden, die nicht in eine Schule gehen 
oder die arbeitslos sind, für Gastarbeiterkinder mit 
abgeschlossener oder nicht abgeschlossener Grund- 
schulbildung und für diejenigen, die sich nach Ab- 
schluß der Pflichtschulzeit keiner weiteren Bildung 
oder Ausbildung unterziehen, damit sie die für 
einen Beruf verwendbaren Fertigkeiten erwerben 
können. 

29 . Angesichts der Notwendigkeit, die körperlich 
und geistig Behinderten in die Gesellschaft und in 
die Berufswelt zu integrieren, sollten ihnen die 
gleichen Bildungsmöglichkeiten offenstehen wie den 
Nichtbehinderten, damit sie eine berufliche Quali- 
fikation erwerben können; hierfür sind gegebenen- 
falls besondere Maßnahmen oder besondere Ein- 
richtungen erforderlich. 


Organisation 

30 . Berufliche Bildung als Vorbereitung für einen 
Berufsbereich sollte auf nationaler oder, wenn mög- 
lich, auf regionaler Ebene organisiert werden, so 
daß sie den gesamten sozialen, wirtschaftlichen und 
bildungspolitischen Erfordernissen und den Bedürf- 
nissen der verschiedenen Bevölkerungsgruppen un- 
terschiedslos gerecht wird. 

31 . In jedem Staat sollte es mehrere Organisations- 
formen der beruflichen Bildung mit Möglichkeiten 
für Voll- und Teilzeitausbildung geben. Folgende 
Organisationsformen sollten z. B. in Erwägung ge- 
zogen werden: 

a) Vollzeitausbildung, zu der sowohl die praktische 
Ausbildung wie die allgemeine Bildung gehört 
und die in einer Bildungseinrichtung mit Ge- 
samtschul- oder Fachschulcharakter erfolgt; 
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b) Teilzeitprogramme wie nachfolgend beschrieben, 
bei denen allgemeine Bildung sowie theoretische 
und breit angelegte praktisdie Aspekte des Be- 
rufsbereichs in einer Bildungseinrichtung vermit- 
telt werden, während die praktischen Fadikennt- 
nisse bei der Arbeit in dem gewählten Beruf er- 
worben werden: 

i) ein System der tageweisen Freistellung, bei 
dem die jugendlichen Arbeitnehmer und die 
Auszubildenden mindestens einmal, vor- 
zugsweise jedoch zweimal wöchentlidi eine 
Schule besuchen; 

ii) das sogenannte Sandwidisystem, bei dem 
Zeiten des Schulunterrichts mit Ausbildungs- 
zeiten in einer Fabrik, einem landwirtschaft- 
lichen, gewerblichen oder sonstigem Unter- 
nehmen ab wechseln; 

iii) das System des Blockunterrichts, bei dem die 
jugendlichen Arbeitnehmer ein- oder zwei- 
mal im Jahr für Kurse mit einer Gesamt- 
dauer von mindestens 10 bis 15 Wochen 
freigestellt werden; diese Kurse müssen in 
dünn besiedelten Gebieten ggf. den beste- 
henden Bedingungen durch die Bereitstel- 
lung von Unterkunftsmöglichkeiten ange- 
paßt werden. 

32 . Die zuständigen Behörden sollten die Teilzeit- 
ausbildung fördern; daher 

a) sollte von diesen Programmen unmittelbar nach 
Beendigung der Schulpflichtjahre und bis zur 
höchsten Stufe der herkömmlidien Bildung Ge- 
brauch gemacht werden können; 

b) sollten die auf diesem Wege erworbenen Bil- 
dungsqualifikationen den gleidien Wert haben 
wie die durch Vollzeitbildung erworbenen; 

c) sollte in den Fällen, in denen der Arbeitgeber für 
die praktische Ausbildung der Teilzeitschüler 
verantwortlich ist, diese Ausbildung so umfas- 
send wie möglich sein, um den Bildungs- und 
Ausbildungsbedürfnissen des einzelnen gerecht 
zu werden; diese Ausbildung sollte ferner den 
nationalen Wertmaßstäben entsprechen. 

33 . Angesichts des steigenden Bedarfs an hoch- 
qualifizierten Arbeitskräften der mittleren Ebene 
in allen Bereichen und der zunehmenden Zahl von 
Absolventen weiterführender Schulen oder gleich- 
wertiger Bildungseinriditungen sollte der Entwick- 
lung von Berufsbildungsprogrammen, die der wei- 
teren qualifizierten Ausbildung im tertiären Bereich 
entsprechen, besonderer Vorrang eingeräumt wer- 
den. Als organisatorische Modelle sollten erwogen 
werden: 

a) ein- bis zweijähriges Arbeiten unter Anleitung 
und anschließend ein Teilzeit- oder ein kürzeres 
Vollzeitprogramm, das der Fachausbildung dient; 

b) Teilzeitprogramme; 

c) Vollzeitprogramme als Erweiterung der Pro- 
gramme, die in Fachoberschulen oder tertiären 
Bildungseinrichtungen angeboten werden. 


34 . Die hohen Kosten der Arbeitsausrüstung für 
den praktischen Teil der beruflichen Bildung erfor- 
dern eine Organisation, bei der der Ausbildungs- 
nutzen in angemessenem Verhältnis zu den Kosten 
steht. Folgende Mittel sollten zur Erreichung dieses 
Ziels erwogen werden: 

a) zentrale oder mobile Werkstätten könnten meh- 
reren Bildungseinrichtungen zur Verfügung ste- 
hen; 

b) zu einer Bildungseinrichtung gehörende Werk- 
stätten könnten so gestaltet werden, daß sie von 
der Gemeinschaft, insbesondere für Weiterbil- 
dungsprogramme, benutzt werden können; 

c) obgleich die Werkstätten und Laboratorien in 
modernen Bildungseinrichtungen des Sekundar- 
und des tertiären Bereichs in erster Linie für 
pädagogische Zwecke bestimmt sein sollten, 
könnten sie materiell und personell auch so aus- 
gerüstet werden, daß Geräte für den beruflichen 
Unterricht im Rahmen der allgemeinen Bildung 
hergestellt werden können. 

35 . Die Unternehmen sollten an der praktischen 
Ausbildung der künftigen Arbeitskräfte ihres Sek- 
tors intensiv beteiligt und ermutigt werden, die 
Ausbildung in Zusammenarbeit mit den Bildungs- 
einrichtungen verantwortlich zu gestalten. 

Ausbildungsinhalt 

36 . Alle Programme der beruflichen Bildung, die 
auf einen Berufsbereich vorbereiten, sollten 

a) darauf abzielen, wissenschaftliche Kenntnisse, 
fachliche Vielseitigkeit und die breit gefächer- 
ten Kenntnisse und Fertigkeiten zu vermitteln, 
die für eine rasche Anpassung des einzelnen an 
neue Vorstellungen und Verfahren sowie für 
seinen stetigen beruflichen Aufstieg erforderlich 
sind; 

b) sich auf eine Untersuchung der allgemeinen 
beruflichen Anforderungen stützen, die langfri- 
stig von den Bildungsbehörden, einschließlich 
der Einrichtungen der Bildungsforschung, der 
Verwaltung, der Arbeitsbehörden und der Be- 
rufsverbände erarbeitet worden ist; 

c) ein ausgewogenes Verhältnis zwischen allgemei- 
nen Themen, Wissenschaft und Technologie so- 
wie dem Studium der theoretischen und prak- 
tischen Aspekte des Tätigkeitsgebiets anstreben, 
wobei der praktische Teil in allen Fällen zu dem 
theoretischen in Bezug zu setzen ist; 

d) die Entwicklung eines Gefühls für die beruflichen 
Werte und Verantwortlichkeiten unter dem Ge- 
sichtspunkt der menschlichen Bedürfnisse ent- 
wickeln. 

37 . Insbesondere sollten die Programme 

a) soweit möglich, interdisziplinärer Art sein, da 
in vielen Berufen heute Kenntnisse und eine 
Ausbildung auf zwei oder mehr traditionellen 
Unterrichtsgebieten verlangt werden; 
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b) sich auf Lehrpläne stützen, in denen Grundkennt- 
nisse und -fertigkeiten im Mittelpunkt stehen? 

c) die sozialen und wirtschaftlichen Aspekte des 
gesamten Berufsbereichs einbeziehen ? 

d) das Studium mindestens einer international ge- 
bräuchlichen Fremdsprache umfassen? dies wird 
zu einem höheren Bildungsniveau führen und 
gleichzeitig die Erfordernisse der Komunikation 
und der Aneignung eines wissenschaftlich-tech- 
nischen Vokabulars betonen? 

e) eine Einführung in Organisations- und Planungs- 
verfahren geben? 

f) Nachdruck auf die Unterweisung in Sicherheits- 
verfahren hinsichtlich der in einem bestimmten 
Berufsbereich verwendeten Werkstoffe und Aus- 
rüstungen legen und die Bedeutung sicherer Ar- 
beitsbedingungen und der mit dem Beruf ins- 
gesamt zusammenhängenden Gesundheitsfragen 
heraussteilen. 

38. Die Programme sollten sich auf die oben be- 
schriebenen allgemeinen Grundsätze und Bestand- 
teile stützen und damit in allen Fällen umfassen- 
dere Bildungsziele anstreben? in ihrem praktischen 
Teil sollten sie jedoch den fachlichen Erfordernissen 
der Berufe hinsichtlich der besonderen verwaltungs- 
mäßigen, organisatorischen, analytischen und prak- 
tischen Fertigkeiten Rechnung tragen. 

39. Programme der beruflichen Bildung, die zur 
Hochschulqualifikation führen, sollten die For- 
schungstätigkeit fördern und die Fachausbildung auf 
hoher Ebene anbieten und dabei folgendes berück- 
sichtigen: 

a) die Einbeziehung von Faktoren, die auf die Ent- 
wicklung von Verhaltensweisen abzielen, nach 
denen diejenigen, die im technologischen Bereich 
weitreichende Verantwortung tragen, ihre beruf- 
lichen Aufgaben ständig an weitergesteckten 
menschlichen Zielen ausrichten? 

b) eine engere Verbindung zwischen der beruflichen 
Bildung für Industrie und Landwirtschaft und den 
Erfordernissen dieser Bereiche. Hierbei sollte 
erwogen werden, in den tertiären Bildungsein- 
richtungen Prüfungs- und Kontrollstellen für 
industrielle und landwirtschaftliche Erzeugnisse 
einzurichten, die von öffentlichen Behörden über- 
wacht werden und sowohl Ausbildungs- wie 
Forschungszwecken dienen. 

40. Programme der Berufsbildung zur Vorberei- 
tung auf Berufe in der Landwirtschaft sollten so 
gestaltet werden, daß sie in Einklang mit den gesam- 
ten sozialen und wirtschaftlichen Erfordernissen der 
Entwicklung ländlicher Gebiete stehen. Daher soll- 
ten 

a) die allgemeinen wie die beruflichen Aspekte der 
Ausbildung zwar formal und inhaltlich den be- 
sonderen Erfordernissen landwirtschaftlicher Be- 
rufe entsprechen, der Qualität nach jedoch denen 
anderer Berufsbereiche gleichstehen? 


b) die Programme darauf abzielen, besonders für 
die Entwicklung ländlicher Gebiete geeignete 
Technologien zu entwickeln und anzuwenden, 
und zwar durch eine enge Koordinierung zwi- 
schen Bildungs- und Beratungsdiensten sowie 
zwischen diesen und Forschungsdiensten und 
-einrichtungen? 

c) die Programme darauf abzielen, qualifizierte 
Arbeitskräfte für alle zur Entwicklung ländlicher 
Gebiete benötigten Berufe vorzubereiten und sie 
mit dem erforderlichen Fachwissen auszustatten ? 

d) die Programme breit angelegt sein und zusätz- 
lich zu dem besonderen beruflichen Bereich auch 
eine Einführung in die kaufmännischen Aspekte 
der Landwirtschaft und das Funktionieren wirt- 
schaftlicher Einrichtungen auf dem Lande vor- 
sehen. 

41. Falls fehlende Mittel der Ausweitung der be- 
ruflichen Bildung Grenzen setzen, sollten anfangs 
vorrangig Programme für Berufe in Gebieten mit 
einem ernsten Mangel an Arbeitskräften und in 
unmittelbar entwicklungsfähigen Gebieten aufge- 
stellt werden. 

42. Programme zur Vorbereitung auf Berufe in der 
Kleinindustrie, landwirtschaftlichen Einzelbetrieben 
oder Handwerksbetrieben auf dem Lande oder in 
der Stadt und vor allem auf die Selbständigkeit 
sollten die kaufmännische Unterrichtung einbezie- 
hen, damit Angehörige dieser Berufsgruppen in die 
Lage versetzt werden, nicht nur Verantwortung für 
die Produktion, sondern auch den Vertrieb, die 
sachkundige Leitung und die rationelle Organisation 
des gesamten Unternehmens zu übernehmen. 

43. Programme, die zu gewerblichen und kaufmän- 
nischen Berufen führen, sollten folgendes umfassen: 

a) solide Grundkenntnisse der Verfahren und Fer- 
tigkeiten, die sich durch die Anwendung von 
Technologien auf die Leitung von Betrieben und 
Büros und insbesondere die Datengewinnung 
und -Verarbeitung entwickelt haben? 

b) Ausbildung in den organisatorischen und Füh- 
rungsfähigkeiten, die in allen Wirtschaftssekto- 
ren für den reibungslosen Betriebsablauf erfor- 
derlich sind? 

c) eine Einführung in die Methoden des Marketing 
und des Vertriebs. 

44. Besondere Beachtung sollte der Entwicklung 
von Programmen zur Vorbereitung von Arbeits- 
kräften aller Ebenen für die sozialen Dienste (Ge- 
meinde- und Familienfürsorge, Krankenpflege, para- 
medizinische Berufe, Ernährung und Nahrungsmit- 
teltechnologie, Hauswirtschaft und Umweltverbesse- 
rung gewidmet werden. Diese Programme sollten 

a) die Bedeutung des einzelnen Berufsbereichs für 
die Hebung des Lebensstandards bezüglich Nah- 
rung, Kleidung, Wohnung, ärztlicher Versor- 
gung, Qualität des Familienlebens oder der Um- 
welt betonen? 
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b) auf die besonderen örtlichen Erfordernisse, ins- 
besondere das Klima, die geographische Lage, 
die vorhandenen Werkstoffe und die Gemein- 
schaftsordnung und gesellschaftlichen Gegeben- 
heiten zugeschnitten sein. 


VI. Berufliche Bildung als Weiterbildung 

45 . Die Entwidilung und der Ausbau der beruf- 
lichen Bildung als Weiterbildung innerhalb wie 
außerhalb des Schulsystems sowie im Rahmen des 
lebenslangen Lernens sollte ein vorrangiges Ziel 
aller Bildungsstrategien sein; ein breites Spektrum 
von Möglichkeiten sollte es jedem erlauben, seine 
berufliche sowie seine allgemeine Bildung fortzuset- 
zen, ganz gleich welche Qualifikationen er vor sei- 
nem Eintritt in das Berufsleben erworben hat. 

46 . Neben dem bisher oft einzigen Ziel der Weiter- 
bildung, Erwachsenen die Möglidikeit zu geben, 
Lücken in der allgemeinen Bildung oder der beruf- 
lichen Qualifikation zu schließen, sollte sie jetzt 

a) Möglichkeiten zur persönlichen Entfaltung und 
zum beruflichen Fortkommen bieten; 

b) die Aktualisierung und das Auffrischen der theo- 
retischen und praktischen Kenntnisse und Fertig- 
keiten im beruflichen Bereich ermöglichen; 

c) den einzelnen in die Lage versetzen, sich tech- 
nologischen Veränderungen in seinem Beruf an- 
zupassen oder einen anderen Beruf zu ergreifen, 
wenn diese Veränderungen seinen Beruf über- 
flüssig machen; 

d) für die gesamte Dauer des Berufslebens ohne 
Rücksicht auf Alter, Geschlecht, frühere Bildung 
und Ausbildung oder Stellung zur Verfügung 
stehen; 

e) breit angelegt sein und nicht nur eine Fachaus- 
bildung für einen bestimmten Beruf darstellen, 
sondern auch Elemente der Allgemeinbildung 
enthalten. 

47 . Die zuständigen Behörden sollten veranlaßt 
werden, die Grundvoraussetzungen für eine beruf- 
liche Bildung im Sinne der Weiterbildung zu schaf- 
fen; hierzu sollten auch Bestimmungen gehören, 
die den bezahlten Bildungsurlaub oder andere For- 
men finanzieller Unterstützung vorsehen. 

48 . Der berufliche Aspekt der Weiterbildung sollte 
aktiv auf folgende Weise gefördert werden: 

a) die umfassende Verbreitung von Informationen 
über die angebotenen Programme sowie darüber, 
wie bestehende Möglichkeiten, einschließlich der 
Bildungsangebote der Massenmedien, genutzt 
werden können; 

b) die Anerkennung der erfolgreichen Teilnahme 
an Fortbildungsprogrammen in Form von Ver- 
gütung und beruflicher Beförderung. 

49 . Die für die Gestaltung von staatlich anerkann- 
ten Programmen der beruflichen Weiterbildung ver- 


antwortlichen Stellen sollten folgende Formen in 
Erwägung ziehen: 

a) Kurse, die während der Arbeitszeit am Arbeits- 
platz veranstaltet werden; 

b) eigens für den Zweck der Weiterbildung einge- 
riditete umfangreichere Teilzeitkurse an Einrich- 
tungen des Sekundär- oder tertiären Bereichs, 
die bereits mit Personal und Ausrüstung für die 
berufliche Bildung ausgestattet sind; 

c) Abendkurse und Wochenendkurse, die in den 
obengenannten Einrichtungen oder in Gemein- 
schaftszentren veranstaltet werden; 

d) Korrespondenzkurse; 

e) Fernsehkurse; 

f) regelmäßige Seminare; 

g) zwischenbetriebliche Programme; 

h) informelle Diskussionsgruppen, die auf Initiative 
von Studenten ins Leben gerufen und gestaltet 
werden. 

50 . Folgende Formen der Dienstbefreiung sollten 
erwogen werden: 

a) tageweise Dienstbefreiung; 

b) blockweise Dienstbefreiung unterschiedlicher 
Dauer; 

c) Dienstbefreiung für eine oder mehrere Stunden 
während der Arbeitszeit. 

51 . Berufsbildungsprogramme für die Weiterbil- 
dung sollten 

a) unter Berüdcsichtigung der besonderen Erforder- 
nisse der Erwachsenenbildung geplant und durch- 
geführt werden; dabei sollten Lehrmethoden an- 
gewandt werden, die die Erfahrungen Erwachse- 
ner berücksichtigen; 

b) ohne weiteres die Möglichkeit schneller Anpas- 
sung an die Bedürfnisse bestimmter Einzelperso- 
nen oder Gruppen sowie an technische Verände- 
rungen vor sehen. 

52 . Für Gruppen mit besonderen Bedürfnissen 
sollte besondere Vorsorge getroffen werden: 

a) da Frauen wegen Mutterschaft und Erfüllung fa- 
miliärer Aufgaben zeitweise nicht berufstätig 
sein können, sollten sie in die Lage versetzt wer- 
den, ihre Fertigkeiten und Kenntnisse für den 
Wiedereintritt in das Berufsleben auf den 
neuesten Stand zu bringen und zu verbessern; 

b) ältere Arbeitnehmer sollten befähigt werden, 
sich neuen Berufen anzupassen; 

c) ausländische Arbeitnehmer oder behinderte Ar- 
beitnehmer sollten in besonderen Einriditungen 
eine Vorschulung erhalten, damit sie an einem 
Ausbildungsprogramm oder am Berufsleben teil- 
nehmen können; 

d) Weiterbildungsmittel sollten dazu benutzt wer- 
den, ungelernten und angelernten Arbeitneh- 
mern die Möglichkeit zur Verbesserung ihrer 
Qualifikationen zu geben. 
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53 . Bei der Aufstellung von Weiterbildungspro- 
grammen für ländlidie Gebiete sollten Lerninhalte, 
Lernort und Jahreszeit sorgfältig ausgewählt wer- 
den. 


VII. Beratung 

54 . Die Beratung sollte als ein kontinuierlicher 
Prozeß und als entscheidender Bestandteil des Bil- 
dungswesens gesehen werden; sie sollte darauf ab- 
zielen, allen bei einer bewußten Bildungs- und Be- 
rufswahl behilflich zu sein. Sie sollte die Voraus- 
setzungen dafür schaffen, daß der einzelne 

a) sich seiner Neigungen und Fähigkeiten bewußt 
wird und sich klare Ziele setzen kann; 

b) einen vorbereitenden oder weiterführenden Bil- 
dungsgang verfolgt, der diesen Neigungen und 
Fähigkeiten entspricht; 

c) bezüglich seines Berufes sowohl zu Anfang wie 
auch später Entscheidungen trifft, die zu einem 
befriedigenden Verlauf seines Berufswegs füh- 
ren; 

d) leicht auf jeder Ebene oder Stufe von einer 
Phase der Ausbildung zu einer Phase der Berufs- 
tätigkeit überwechseln kann. 

55 . Berufsberatungsdienste auf nationaler, örtlicher 
und institutioneller Ebene sollten dafür sorgen, daß 
die Übergänge zwischen Bildung, Anfangsausbil- 
dung und Beschäftigung sowie zwischen Beschäfti- 
gung und Weiterbildung und Ausbildung offenge- 
halten werden durch 

a) enge Verbindung und Koordinierung mit Aus- 
bildungs-, Beratungs-, Beschäftigungs- und Ar- 
beitsvermittlungsstellen ; 

b) Bereitstellung und aktive Verbreitung aller not- 
wendigen Informationen über Beschäftigungs- 
und Aufstiegsmöglichkeiten; 

c) Maßnahmen, die gewährleisten, daß die Infor- 
mationen über Möglichkeiten der weiterführen- 
den Bildung und Ausbildung auch Berufstätigen 
zugänglich sind. 

56 . Während der Schwerpunkt auf den Bedürfnis- 
sen des einzelnen liegt, sollten bei der Beratung 
Jugendlicher auch Informationen gegeben werden, 
die ihnen einen realistischen Überblick über die 
vorhandenen Möglichkeiten innerhalb eines be- 
stimmten Berufsbereiches geben, sowie auch über 
die wahrscheinliche Entwicklung auf dem Arbeits- 
markt und in der Beschäftigungsstruktur sowie über 
den zu erwartenden Verdienst und beruflichen Auf- 
stieg und die Möglichkeiten für einen Berufswech- 
sel. 

57 . Besondere Aufmerksamkeit sollte der Beratung 
von Mädchen und Frauen geschenkt werden: 

a) Die Beratung sollte sich auf ein ebenso breites 
Spektrum von Bildungs-, Ausbildungs- und Be- 
schäftigungsmöglichkeiten erstrecken wie bei 
Jungen und Männern; 


b) Mädchen und Frauen sollten systematisch ermu- 
tigt werden, die ihnen gebotenen Möglichkeiten 
zu nutzen. 

58 . Die Beratung in dem berufsbildenden Teil der 
allgemeinen Bildung während der Beobachtungs- 
und Orientierungsstufe im Sekundarbereich sollte 

a) sich auf ein breites Spektrum von Berufen er- 
strecken, wobei Betriebsbesichtigungen ergän- 
zende Informationen liefern sollten; dem Schü- 
ler sollte klargemacht werden, daß er sich 
schließlich für einen Beruf entscheiden muß und 
daß diese Entscheidung so vernünftig wie mög- 
lich sein sollte; 

b) die Beratung sollte dem Lernenden helfen, eine 
bewußte Wahl hinsichtlich der möglichen Bil- 
dungswege zu treffen, denjenigen Alternativen 
anbieten, die die berufliche Bildung als Vorbe- 
reitung auf einen Berufsbereich oder auf Ausbil- 
dungsprogramme außerhalb des Schulsystems 
betreiben wollen, und denjenigen helfen, die 
ihre formale Bildung nicht fortsetzen oder eine 
Berufsausbildung mit dem Ziel der Beschäftigung 
beginnen wollen und sie ermutigen, ihre Bildung 
zu einem späteren Zeitpunkt fortzusetzen. 

59 . Die Beratung in der beruflichen Bildung als 
Vorbereitung für einen Berufsbereich sollte 

a) den Schüler über die verschiedenen, in dem be- 
stimmten Interessengebiet bestehenden Mög- 
lichkeiten, über die erforderliche Vorbildung und 
die Möglichkeiten für eine spätere Weiterbil- 
dung unterrichten; 

b) den Schüler dazu anregen, ein Bildungspro- 
gramm zu wählen, das seine späteren Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten so wenig wie möglich ein- 
engt; 

c) die Fortschritte des Schülers im Rahmen der Bil- 
dungsprogramme verfolgen; 

d) die späteren Stufen des Programms durch kurze 
Zeiten praktischer Arbeit und der Beschäftigung 
mit konkreten Arbeitssituationen ergänzen. 

60 . Die Beratung in der beruflichen Bildung als 
Weiterbildung sollte 

a) dem erwachsenen Berufstätigen dabei helfen, das 
für seine Bedürfnisse am besten geeignete Wei- 
terbildungsprogramm zu wählen; 

b) es ihm ermöglichen, sich eine Vorstellung von 
den einzelnen Bildungsstufen zu machen und die 
richtige Wahl zu treffen. 

61 . Die Beratung sollte sich auf folgende Grund- 
lagen stützen: 

a) Kenntnis der Persönlichkeit des einzelnen, die 
auch den seine Verhaltensweisen und Erwartun- 
gen beeinflussenden sozialen und familiären Hin- 
tergrund einbezieht; 

b) Informationen, die sich aus der objektiven Aus- 
wertung von Prüfungen einschließlich der Ergeb- 
nisse von Eignungsprüfungen ergeben; 
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c) Kenntnisse seiner bisherigen schulischen und/ 
oder beruflichen Leistungen; 

d) Kenntnis der Beschäftigungs- und Aufstiegsmög- 
lichkeiten sowie der immateriellen Vorteile in 
dem Berufszweig, für den er sich interessiert 
oder in dem er tätig ist, sowie der Anforderun- 
gen, die dort gestellt werden; 

e) ärztliche Untersuchungsergebnisse, die über die 
gesundheitliche Eignung des Schülers für einen 
bestimmten Beruf Auskunft geben. 

62 . Die Leistungsfähigkeit der Beratungsdienste 
sollte laufend überprüft werden, und Statistiken soll- 
ten sowohl auf nationaler wie auf institutioneller 
Ebene geführt werden durch 

a) die Sammlung aller Unterlagen über die Ausbil- 
bildung des Schülers sowie die sich anschließen- 
den Unterlagen über seine Berufstätigkeit; 

b) ein eingebautes System der Beurteilung sowohl 
der Qualität der Arbeit des Beratungspersonals 
als auch der Methoden für erforderliche Ände- 
rungen oder Verbesserungen. 


VIII. Lehr- und Lernprozesse: 

Verfahren und Material 

63 . Auf allen Gebieten der beruflichen Bildung 
sollte die Methodik des Lernens im Lehr- und Lern- 
prozeß die gleiche Bedeutung haben wie der Lehr- 
stoff selbst. Alle Gebiete der beruflichen Bildung 
sollten auf die Bedürfnisse des Lernenden und seine 
Motivierung ausgerichtet und Verfahrensweisen 
und Materialien entsprechend entwickelt werden. 

64 . Theorie und Praxis sollten ein Ganzes bilden: 
Was im Laboratorium, der Werkstatt oder im Unter- 
nehmen gelernt wird, sollte unmittelbaren Bezug 
zu den mathematischen und wissenschaftlichen 
Grundlagen des bestimmten Vorgangs oder Prozes- 
ses haben; umgekehrt sollten die fachliche Theorie 
sowie die sie stützenden mathematischen und natur- 
wissenschaftlichen Daten durch ihre praktische An- 
wendung erläutert werden. 

65 . Die von der Unterrichtstechnologie angebote- 
nen Möglichkeiten, insbesondere die Verfahren und 
Materialien des autodidaktischen Lernens, in erster 
Linie audio-visuelle Hilfsmittel einschließlich der 
Systeme des Medienverbunds, sollten voll genutzt 
werden. 

66. Die in der beruflichen Bildung verwendeten 
Verfahren und Materialien sollten der jeweiligen 
Unterrichtsgruppe sorgfältig angepaßt sein. In die- 
sem Zusammenhang sollte folgendes beachtet wer- 
den: 

a) Ist die Unterrichtsspradie nicht die Mutterspra- 
che, sollte bei den Lehrmitteln soweit wie mög- 
lich die numerische und graphische Darstellung 
gewählt werden und der schriftliche Text auf ein 
Mindestmaß beschränkt werden; 


b) bei der Herrichtung von in einem bestimmten 
Land entwickelten Materialien für die Verwen- 
dung in einem anderen Land sollten die örtlichen 
Gegebenheiten in angemessener Weise berück- 
sichtigt werden. 

67 . Die in Werkstätten von Bildungseinrichtungen 
verwendeten Maschinen und Ausrüstungsgegen- 
stände sollten dem Wissens- und Ausbildungsstand 
der Benutzer entsprechen. Diese Ausrüstung sollte 
einfach sein und eigens für pädagogisdie Zwecke 
konzipiert worden sein, ohne jedoch veraltet zu 
sein oder überholte Verfahren zu vermitteln. Eine 
Ausbildung, bei der komplizierte Ausrüstungsge- 
genstände verwendet werden, könnte zweckmäßiger 
und wirkungsvoller am Arbeitsplatz vermittelt wer- 
den. 


Beurteilung 

68. Die Beurteilung sollte Bestandteil des Lehr- 
und Lernprozesses in der beruflichen Bildung sein 
und in erster Linie der Entfaltung des einzelnen ge- 
mäß seinen Interessen und Fähigkeiten dienen. 

69 . Leistungsnormen sollten zwar beibehalten wer- 
den, doch sollte die Arbeit des Schülers als Ganzes 
bewertet werden, wobei unter anderem seine Be- 
teiligung an den Unterrichtsstunden, sein Interesse 
und sein Verhalten, seine Fortschritte gemessen an 
seinen Fähigkeiten sowie die Ergebnisse der Prü- 
fungen und anderer Tests berücksichtigt werden 
sollten. 

70 . Die Schüler sollten an der Beurteilung ihrer 
eigenen Fortsdiritte teilnehmen; die Beurteilung des 
Schülers sollte mit einem eingebauten Rückkoppe- 
lungssystem verbunden sein, mit dessen Hilfe die 
Lernschwierigkeiten und ihre Ursachen aufgezeigt 
und Mittel zu ihrer Behebung gefunden werden kön- 
nen. 

71 . Lehrer und ihre Überprüfer sollten unter Betei- 
ligung der Schüler eine ständige Beurteilung des 
Lehrprozesses vornehmen, um die Wirksamkeit der 
angewandten Verfahren und Materialien zu be- 
stimmen und notfalls Alternativen zu entwickeln. 
Eine laufende Beurteilung des Lehr- und Lernpro- 
zesses sollte unter Beteiligung von Vertretern der 
betreffenden Berufsbereiche erfolgen. 


IX. Personal 

72 . Ein vorrangiges Ziel zur Förderung der Lei- 
stungen der Berufsbildung sollte die Einstellung 
einer ausreichenden Anzahl qualifizierter und fähi- 
ger Lehrer, Verwaltungsbeamter und Berufsberater 
und die Vorbereitung auf ihre Tätigkeit sein sowie 
die Bereitstellung der erforderlichen Ausbildungs- 
und sonstigen Einrichtungen, die sie in die Lage 
versetzen, ihren Beruf wirksam auszuüben. 


11 


Drucksache 7/3850 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


73 . Die gebotenen Vergütungen und Dienstbedin- 
gungen sollten einem Vergleich mit den Bedingun- 
gen von Personen mit ähnlichen Qualifikationen und 
Erfahrungen in anderen Berufsbereichen standhal- 
ten. Insbesondere sollten bei der Aufstiegs-, Vergü- 
tungs- und der Pensionsanspruchsregelung für das 
Personal in der beruflichen Bildung die außerhalb 
des Bildungsbereichs erworbenen beruflichen Erfah- 
rungen mit berücksichtigt werden. 

Lehrpersona! 

74 . Alle Lehrer im Bereich der beruflichen Bildung, 
einschließlich derer, die nur die Praxis vermitteln, 
sollten als Angehörige des Lehrberufs angesehen 
werden und als solche denselben Status zuerkannt 
bekommen wie ihre Kollegen in anderen Bereichen. 
In diesem Zusammenhang 

a) findet die Empfehlung betreffend den Status der 
Lehrer, die am 5. Oktober 1966 von der Sonder- 
regierungskonferenz über den Status der Lehrer 
angenommen wurde, auf sie Anwendung; dies 
gilt insbesondere für die Bestimmungen über die 
Vorbereitung auf den Beruf und die Weiterbil- 
dung; die Beschäftigung und Laufbahn; die 
Rechte und Pflichten von Lehrern; die Bedingun- 
gen für erfolgreiches Lehren und Lernen; die 
Lehrergehälter und die soziale Sicherheit; 

b) sollten willkürliche Unterscheidungen zwischen 
Lehrern verschiedener Bildungseinrichtungen, 
z. B. Fach- und Berufsschulen und allgemeinbil- 
denden Schulen, abgeschafft werden. 

75 . Die in der einen oder anderen Form haupt- 
oder nebenamtlich in der beruflichen Bildung täti- 
gen Lehrer sollten die für die Erfüllung ihrer Auf- 
gabe erforderliche persönliche, ethische, berufliche 
und pädagogische Qualifikation besitzen. 

76 . Lehrer, die berufsbildenden Unterricht im Rah- 
men der allgemeinen Bildung erteilen, sollten 

a) mit einem breiten Spektrum von Fachgebieten 
vertraut sein: 

b) die Fähigkeit entwickeln, diese miteinander in 
Beziehung zu bringen und sie in einen größeren 
gesellschaftlichen, wirtschaftlichen, geschicht- 
lichen und kulturellen Rahmen zu stellen; 

c) in der Lage sein, ihre Schüler zu beraten, wenn 
dieses Gebiet der beruflichen Bildung hauptsäch- 
lich der beruflichen oder bildungsmäßigen Orien- 
tierung dient. 

77 . Lehrer im Bereich der Berufsbildung als Vor- 
bereitung für einen Berufsbereich, sollten beson- 
dere Qualifikationen für den Beruf haben, auf den 
sie ihre Schüler vorbereiten: 

a) Erfordert der Berufsbereich vorwiegend prak- 
tische Fertigkeiten, so sollte der Lehrer selbst 
langjährige Erfahrung in der Ausübung dieser 
Fertigkeiten haben; 


b) sollen Schüler auf eine Tätigkeit als Techniker 
oder auf Positionen in der mittleren Führungs- 
schicht vorbereitet werden, so sollte der Lehrer 
umfassende, möglichst in der Praxis erworbene 
Kenntnisse der besonderen Anforderungen einer 
derartigen Tätigkeit besitzen; 

c) erfordert der Berufsbereich Forschungstätigkeit 
und theoretische Analysen, z. B. in einem Bereich 
des Ingenieurwesens, so sollte der Lehrer ein 
Hochschulstudium absolviert haben und selbst 
aktiv in der Forschung tätig sein. 

78 . Lehrer im Bereich der beruflichen Weiterbil- 
dung sollten nicht nur auf den Unterricht Erwach- 
sener besonders vorbereitet sein, sie sollten auch 
über eine ausreichende Kenntnis der Arbeitsumwelt 
ihrer Schüler und über Fachwissen und Fertigkeiten 
in ihrem Unterrichtsbereich verfügen. 

79 . Erfahrene Fachleute, die in einschlägigen Be- 
reichen außerhalb des Bildungssektors tätig sind, 
sollten zu geeigneten Zeitpunkten im Rahmen der 
Berufsbildung Unterrichtsprogramme an Schulen, 
Universitäten oder anderen Bildungseinrichtungen 
durchführen, um eine engere Verbindung zwischen 
der Arbeitswelt und der Schule herzustellen. 

80 . Lehrer mit allgemeinen Unterrichtsfächern an 
Einrichtungen, die Berufsbildung anbieten, sollten 
nicht nur die üblichen fachlichen und pädagogischen 
Qualifikationen besitzen, sondern auch eine beson- 
dere Einführung in die Ziele und Erfordernisse der 
Berufsbildung erhalten. 

81 . Die Vorbereitung auf den berufsbildenden Un- 
terricht sollte im Rahmen eines tertiären Programms 
erfolgen; dadurch wird dem Erfordernis des Sekun- 
darabschlusses oder einer gleichwertigen Zugangs- 
qualifikation Rechnung getragen. Alle Programme 
sollten auf die folgenden Ziele ausgerichtet sein 

a) Erhaltung der Maßstäbe für die Bildung und 
berufliche Vorbereitung aller Lehrer und Beitrag 
zur Verbesserung dieser Maßstäbe; 

b) Entwicklung der Fähigkeit des künftigen Leh- 
rers zum theoretischen und praktischen Unter- 
richt in seinem Fach; 

c) Schaffung der Voraussetzungen dafür, daß der 
Lehrer nach kürzester Fortbildung in der Lage 
ist, auch andere Gruppen zu unterrichten, als die, 
für deren Unterrichtung er ursprünglich ausge- 
bildet wurde. 

82 . Unterschiedliche und flexible Voll- und Teil- 
zeitprogramme sollten verfügbar sein, die den be- 
sonderen Bedürfnissen der verschiedensten Grup- 
pen, aus denen das Lehrpersonal kommt, sowie den 
Erfordernissen des Lehrfaches und der (den) Schü- 
lergruppe(n) entsprechen. 

83 . Soweit es für künftige Berufsbildungslehrer 
schwierig ist, berufliche Erfahrungen zu sammeln, 
sollte die Schaffung von Einheiten in Betracht ge- 
zogen werden, die den Ausbildungseinrichtungen 
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angegliedert sind und in denen die für die Schulen 
bestimmten Ausrüstungsgegenstände und Lehrmit- 
tel hergestellt werden; die künftigen Lehrer müßten 
dort eine bestimmte Zeit lang arbeiten. 

84 . Die berufliche Vorbereitung aller Berufsbil- 
dungslehrer sollte folgendes umfassen: 

a) Bildungstheorie sowohl im allgemeinen als auch 
in der besonderen Anwendung auf die berufliche 
Bildung; 

b) Bildungspsychologie und Soziologie in der be- 
sonderen Anwendung auf die Gruppe(n), für die 
der künftige Lehrer verantwortlich sein wird; 

c) besondere Lehrverfahren für den Bereich der 
Berufsbildung auf den sich der Lehrer vorbereitet 
und für die zu unterrichtenden Gruppen, Verfah- 
ren zur Beurteilung der Leistung der Schüler und 
zur Klassenführung; 

d) Ausbildung in der Wahl und Anwendung des 
breiten Spektrums moderner Unterrichtstechni- 
ken und -hilfen, die die Anwendung der neue- 
sten Verfahren und Materialien in dem Pro- 
gramm der beruflichen Ausbildung voraussetzen; 

e) Ausbildung in der Schaffung und Herstellung von 
geeignetem Unterrichtsmaterial; dies ist dort 
von besonderer Bedeutung, wo Berufsbildungs- 
material knapp ist; 

f) eine Zeit praktischer Lehrerfahrung unter Auf- 
sicht, die der Berufung in ein Lehramt voraus- 
geht; 

g) Einführung in die Verfahren der Bildungs- und 
Berufsberatung und in die Verwaltung der Bil- 
dung; 

h) umfassende Kenntnis der Sicherheitsvorschriften, 
Entwicklung der Fähigkeit, sichere Arbeitsver- 
fahren zu lehren und bei der Arbeit stets ein 
Vorbild zu sein. 

85 . Das für die Vorbereitung der Berufsbildungs- 
lehrer zuständige Personal sollte in dem jeweiligen 
Fachgebiet die bestmöglichen Qualifikationen be- 
sitzen: 

a) Lehrer/ Ausbilder für besondere Bereiche der 
Berufsbildung sollten auf ihrem Gebiet Qualifi- 
kationen besitzen, die denen der Fachlehrer in 
anderen Einrichtungen und Programmen der 
Hochschulbildung entsprechen; hierzu gehören 
höhere Bildungsgrade und Berufserfahrung in 
einem entsprechenden Berufsbereich; 

b) Lehrer/ Ausbilder, die für den pädagogischen Teil 
der Vorbereitung der Lehrer zuständig sind, 
sollten selbst erfahrene Berufsbildungslehrer 
sein und über die besten Qualifikationen in 
einem Bildungsfachbereich verfügen. 

86 . Das für die Vorbereitung der Berufsbildungs- 
lehrer zuständige Personal sollte aktive Forschungs- 
arbeit im eigenen Bereich betreiben; seine Arbeits- 
belastung sollte daher in angemessenen Grenzen 
gehalten werden, und es sollte ihm der Zugang zu 


den entsprechenden Einrichtungen ermöglicht wer- 
den. 

87 . Das Lehrpersonal sollte, unabhängig vom je- 
weiligen Fachgebiet, zur Fortbildung angeleitet 
werden; hierfür sollten die erforderlichen Mittel 
zur Verfügung gestellt werden. Diese Weiterbil- 
dung, die in den unterschiedlichsten Bildungsein- 
richtungen möglich sein sollte, sollte folgendes um- 
fassen: 

a) regelmäßige Überprüfung des Wissens und der 
Fertigkeiten auf dem Fachgebiet und ihre Anpas- 
sung an den neuesten Stand; 

b) regelmäßige Anpassung der beruflichen Fertig- 
keiten und Kenntnisse an den neuesten Stand; 

c) regelmäßige Arbeit in dem dem Fachgebiet ent- 
sprechenden Berufsbereich. 

88. Die zuständigen Behörden sollten die Leistun- 
gen eines Lehrers in der Weiterbildung bei ihn be- 
treffenden Fragen der Beförderung, des Dienstalters 
und Status berücksichtigen. 

Verwaltungs- und Beratungspersonal 

89 . Die verantwortlichen Verwaltungsaufgaben für 
Programme der Berufsausbildung sollten Personen 
mit folgenden Qualifikationen übertragen werden: 

a) Lehrerfahrung in einem Bereich der beruflichen 
Bildung; 

b) durch Studium und berufliche Erfahrung in ei- 
nem der Bereiche des Programms erworbenes 
Sachwissen; 

c) umfassende Kenntnis der beruflichen Bildung 
insgesamt und der inneren Zusammenhänge der 
verschiedenen Gebiete; 

d) Kenntnis der Verfahren der Verwaltung. 

90 . Die Leiter berufsbildender Einrichtungen soll- 
ten ausreichende administrative Unterstützung er- 
halten, damit sie den größten Teil ihrer Zeit den 
sehr wichtigen pädagogischen und wissenschaftli- 
chen Aspekten ihrer Tätigkeit widmen können. Be- 
rufsbildende Einrichtungen sollten über genügend 
Personal verfügen, um folgende Leistungen bieten 
zu können: 

a) Beratung von Bewerbern und Schülern. 

b) Vorbereitung, Überwachung und Koordinierung 
der gesamten praktischen Arbeit und der Ex- 
perimente. 

c) Wartung der Instrumente, Apparate und Werk- 
zeuge in Werkstätten und Laboratorien. 

91 . Das Verwaltungspersonal sollte sich durch 
Weiterbildungsprogramme ständig über neue Ver- 
waltungstechniken und -entwicklungen auf dem lau- 
fenden halten. Bewerber für diesen Bereich sollten 
eine besondere Ausbildung erhalten, die sie in die 
Methoden und Probleme ihres Amts einführt. Diese 
Vorbereitung sollte folgendes umfassen: 


13 


Drucksache 7/3850 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


a) Die auf die Verwaltung der Bildung anwend- 
baren Managementmethoden; 

b) Verfahren der Zuteilung verfügbarer Mittel ent- 
sprechend den Zielen der verschiedenen Pro- 
gramme, für die sie zuständig sind; 

c) Planungsmethoden. 

92 . Das Beratungspersonai sollte besonders auf 
seine Aufgaben vorbereitet werden, und zwar so- 
wohl die Fachleute als auch die Beratungsfunktio- 
nen ausübenden Lehrer. Bei dieser Ausbildung soll- 
te der Schwerpunkt auf Psychologie, Pädagogik, So- 
ziologie und Volkswirtschaftslehre gelegt werden. 
Das Beratungspersonal sollte in die Lage versetzt 
werden, Fähigkeiten, Interessen und Motivation der 
Schüler objektiv zu beurteilen; es sollte über die 
jeweils neuesten Informationen hinsichtlich Berufs- 
chancen und Bildungsangebot verfügen. Während 
dieser Vorbereitungszeit sollte das Beratungsperso- 
nal durch systematisch veranstaltete Betriebsbesich- 
tigungen und zeitweilige Tätigkeit in Betrieben eine 
unmittelbare Kenntnis der Wirtschaft und der Ar- 
beitswelt erlangen. Das Beratungspersonal sollte 
verpflichtet sein, sich über die neuesten Beratungs- 
verfahren und Informationen über neue oder ge- 
änderte Ausbildungs- und BeschäftigungsmÖgiich- 
keiten auf dem Laufenden zu halten und hierzu auch 
die Möglichkeit, einschließlich der praktischen Er- 
fahrung, erhalten. 


X. Internationale Zusammenarbeit 

93 . Die Mitgliedstaaten sollten der internationalen 
Zusammenarbeit im Bereich der beruflichen Bildung 
Vorrang einräumen. 

a) Diese Zusammenarbeit im Rahmen zweiseitiger 
oder mehrseitiger Übereinkünfte oder in inter- 
nationalen Organisationen sollte der Verbesse- 
rung der Qualität der beruflichen Bildung und, 
soweit erforderlich, ihrer Entwicklung und Er- 
weiterung dienen. 

b) Alle Anstrengungen sollten unternommen wer- 
den, um die internationalen Hilfstätigkeiten auf 
dem Gebiet der beruflichen Bildung in den Staa- 
ten zu koordinieren. 

94 . Die Mitgliedstaaten sollten besondere Maßnah- 
men ergreifen, um den auf ihrem Hoheitsgebiet le- 
benden Ausländern (insbesondere Wanderarbeiter 
und Flüchtlinge) und deren Kindern Zugang zur 
beruflichen Bildung zu verschaffen. Bei diesen Maß- 
nahmen sollten die besonderen Bedürfnisse dieser 
Menschen im Gastland sowie ihre mögliche Rück- 
kehr in ihr Heimatland berücksichtigt werden. 

95 . Auf nationaler, regionaler und internationaler 
Ebene sollten Maßnahmen für den regelmäßigen 
Austausch von Informationen, Dokumentationen und 
Materialien von internationalem Interesse getrof- 
fen werden, die aus Forschungs- und Entwicklungs- 
tätigkeiten auf allen Ebenen auf dem Gebiet der 
beruflichen Bildung gewonnen werden. Dazu gehö- 
ren insbesondere: 


a) Veröffentlichungen, die u. a. Bildungsvergleiche, 
psychologische und pädagogische Fragen der all- 
gemeinen und der beruflichen Bildung sowie ge- 
genwärtige Entwicklungen betreffen; 

b) Informationen und Dokumentationen über die 
Entwicklung der Lehrinhalte, Methoden und Ma- 
teralien, Bildungsmöglichkeiten im Ausland, Ar- 
beitsmöglichkeiten einschließlich des Arbeits- 
kräftebedarfs, Arbeitsbedingungen und Soziallei- 
stungen. 

c) Lehrmittel und Ausrüstungsgegenstände. 

d) Programme der Massenmedien informativer 
oder pädagogischer Art. 

96 . Die regionale Zusammenarbeit von Staaten mit 
gemeinsamen kulturellen Erbe und gemeinsamen 
Problemen bei der Entwicklung oder dem Ausbau 
der beruflichen Bildung sollte nachhaltig durch fol- 
gende Maßnahmen gefördert werden: 

a) Regelmäßige Zusammenkünfte auf Ministerebene 
und Einsetzung eines ständigen Ausschusses 
oder Gremiums zur Überprüfung der Zielsetzun- 
gen und der getroffenen Maßnahmen; 

b) die Schaffung gemeinsamer Einrichtungen für die 
Forschung auf höherem Niveau, die Entwicklung 
von Prototypen für Materalien und Ausrüstungs- 
gegenstände und die Vorbereitung von Perso- 
nal für die Ausbildung von Lehrern, wenn die 
Kosten solcher Einrichtungen für einen einzel- 
nen Staat in einer Region zu hoch sind. 

97 . Die Entwicklung schriftlicher und audio-visuel- 
1er Lehr- und Lernmittel, die sich zur internationa- 
len oder regionalen Verwendung eignen, sollte als 
Schwerpunktbereich der internationalen Zusammen- 
arbeit angesehen werden. Diese Mittel sollten zur 
schrittweisen Aufstellung gemeinsamer Maßstäbe 
für die durch berufliche Bildung erworbenen beruf- 
lichen Qualifikationen beitragen. 

98 . Die Mitgliedstaaten sollten das Entstehen eines 
geistigen Klimas fördern, in dem die internationale 
Zusammenarbeit im Bereich der beruflichen Bildung 
gedeihen kann und zwar durch 

a) Stipendien und Austauschmöglichkeiten für Stu- 
denten und Lehrer; 

b) Herstellung regelmäßiger Kontakte zwischen 
ähnlichen Einrichtungen in verschiedenen Staa- 
ten; 

c) Ermöglichung des Erwerbs von Berufserfahrung 
im Ausland, insbesondere wenn die im Heimat- 
staat bestehenden Möglichkeiten begrenzt sind. 

99 . Zur Erleichterung der internationalen Zusam- 
menarbeit sollten die Mitgliedstaaten in der beruf- 
lichen Bildung die international empfohlenen Maß- 
stäbe und Normen anwenden; dies gilt insbeson- 
dere für 

a) Meßsysteme; 

b) wissenschaftlich-technische Symbole; 

c) berufliche Qualifikationen; 

d) Informationsverarbeitung; 
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e) Gleichwertigkeit der durch berufliche Bildung er- 
worbenen Qualifikationen; hierzu gehört die 
Standardisierung der Lehrprogramme und Prü- 
fungsverfahren einschließlich der Eignungsprü- 
fungen in einigen Fachbereichen; 

f) Sicherheit durch Erprobung von Materialien und 
Erzeugnissen. 


100 . International empfohlene Maßstäbe und Nor- 
men für die berufliche Bildung sollten durch un- 
unterbrochene Erforschung ihrer Wirksamkeit in 
den einzelnen Ländern ständig überprüft werden, 
damit die Herstellung der Gleichwertigkeit von 
Qualifikationen und die Freizügigkeit des einzelnen 
innerhalb der verschiedenen nationalen Bildungs- 
systeme gefördert werden. 
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